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Anfang April ist ein weiteres Boot 
mit Flüchtenden im Mittelmeer ge-
sunken. Fast 100 Menschen starben. 
Die Außengrenzen der EU bleiben 
tödlich verschlossen. Noch immer 
harren Schutzsuchende in überfüll-
ten Elendslagern aus. Für die Flucht 
aus der Ukraine werden jedoch bes-
sere Bedingungen versprochen. Zu 
diesem Zweck einigte sich die Eu-
ropäische Union auf die Aktivierung 
der sogenannten „Massenzustrom-
Richtlinie“, um eine unbürokratische 
Aufnahme von ukrainischen Staats-
bürgern zu ermöglichen.

Sehr viele Einwohner von Mörfel-
den-Walldorf sind gerne bereit, für 
Geflüchtete zu spenden und auf vie-
len Gebieten ehrenamtlich Hilfe zu 
leisten. Das haben sie vor und nach 
der „Welle“ von 2015 eindrucksvoll 

unter Beweis gestellt, und das tun 
sie auch jetzt. Aber hier und da wird 
auch Unverständnis laut. Die Ge-
flüchteten von 2015 durften nicht 
arbeiten und mussten hohe büro-
kratische Hürden überwinden, um 
ein menschenwürdiges Leben füh-
ren zu können. Viele ehrenamtliche 
Helfer, die ihre  Schützlinge dabei 
unterstützen mussten, für jede Klei-
nigkeit packenweise Anträge zu stel-
len und sich mit sturer Bürokratie 
herumzuschlagen, sind überrascht 
von dem „roten Teppich“, der für 
diejenigen Geflüchteten ausgerollt 
wird, die nicht aus Syrien, aus afri-
kanischen Kriegsgebieten oder aus 
Afghanistan kommen, sondern aus 
der Ukraine. Hier wird mit zweier-
lei Maß gemessen: Sie erhalten un-
mittelbar eine Arbeitserlaubnis und 

Zweierlei Maß:

Fortsetzung auf Seite 2

Gleiches Leid, ungleiche Hilfe

Fast eine Million Mehrkosten für den 
Betrieb einer mobilen Schlammentwäs-
serung in der Mörfelder Kläranlage wur-
den letztens in der Stadtverordnetenver-
sammlung beschlossen. Wieder einmal 
hinter verschlossenen Türen - und ohne 
Aussprache. Auf Antrag der DKP/LL wur-
de wenigstens im nichtöffentlichen Teil 
noch einmal darüber gesprochen. Mehr 
Licht kam nicht ins Dunkel. Die Spitze der 
Verwaltung „mauert“. Für uns steht eins 
fest: Eine „Auftragserweiterung“, die mit 
über 300% Mehrkosten zu Buche schlägt, 
ist mehr als fragwürdig. Auch dann, wenn 
sich bei der wundersamen „Kostenmeh-
rung“ keiner persönlich bereichert haben 
sollte - was ich aber für möglich halte. 
Hier ist es auf jeden Fall angebracht, of-
fen und öffentlich darüber zu reden, wer 
dafür verantwortlich ist und warum nicht 
spätestens nach den ersten 32 Wochen 
die „Reißleine“ gezogen wurde. Im ersten 
Bericht der „Task-Force“ zur Kostenent-
wicklung heißt es zur verspäteten Fer-
tigstellung der Schlammentwässerung 
u.a.: „… Allerdings ergeben sich durch 
die Bauzeitverzögerung Mehrkosten bei 
der mobilen Schlammentwässerung, de-
ren Zuordnung/Zuweisung/Übernahme 
voraussichtlich juristisch geklärt werden 
muss.“ Eins steht fest: In Sachen hat bis 
heute offensichtlich weder der ehema-
lige noch der jetzige Bürgermeister dar-
auf gedrängt oder angeordnet, dass die 
„mobile Schlammentwässerung“ von ei-
genem Personal bedient wird. Dasselbe 
gilt für den alten und den neuen Ersten 
Stadtrat als Dezernent für die Stadtwerke. 
Auch der beratende Ingenieur hatte wohl 

Kläranlage:
Eine Million
verschleudert?
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genpersonal die „mobile Schlammentwäs-
serung“ bedienen können. Die Stadt hätte 
den größten Teil der Mehrkosten gespart. 
Wir erwarten eine öffentliche Klarstellung 
des Personalkostenanteils der Mehrkos-
ten - nach unseren Informationen liegt er 
bei über 60% (nicht bei 48%, wie der Ers-
te Stadtrat verbreitet). Wir wollen belegt 
sehen, welche Leistungen für die berech-
neten Personalkosten tatsächlich erbracht 
wurden, und wir wollen wissen, warum es 
auf der Kläranlage unserer Stadt seit drei 
Jahren kein Personal geben soll, das eine 
Schlammentwässerung bedienen kann. 
Die Stadtspitze hat einen der KA-Mitarbei-
ter, dessen Wirken in Fachkreisen vielfach 
als Hauptursache der Misere gesehen wird, 
ermuntert, gegen mich Strafanzeige we-
gen „Beleidigung“ zu erstatten. Dazu hat 
sie ihm eigens Rechtshilfe durch die Stadt 
zugesichert. Auf diesen Prozess darf man 
gespannt sein. Spätestens dann, wenn 
die Mehrkosten Teil einer juristischen 
Klärung werden, sollte die Verwaltung in 
der Lage sein, diese Fragen vollständig 
und wahrheitsgemäß zu beantworten.                                                                                                                                     
                                                        Gerd Schulmeyer

keine Einwände, über Jahre Hunderttau-
sende im wahrsten Sinne des Wortes zu 
verschleudern. Wir sehen hier das Gebot 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
bei öffentlichen Aufträgen grob verletzt. 
Wir warnten schon am 15.2.2020 vor die-
ser Entwicklung. Damals schrieben wir: „In 
der Zwischenzeit, die für die Ertüchtigung 
der Pressehalle notwendig ist, wird die 
Schlammbehandlung durch einen mobile 
Mietpresse vorgenommen, die nach einer 
Internet-Recherche um die € 800.00 pro 

Tag kosten dürfte. Da kann man nur hoffen, 
dass die Rekonstruktion der Halle nicht so 
lange dauert wie der Bau des Flughafens 
Berlin. Aber wenn man weiss, dass dies 
nicht die einzige Fehlplanung war, dann er-
klären sich gewisse Nervositäten bei Stadt-
werke-Dezernent Burkhard Ziegler und 
seinem Umfeld.“ (siehe: www.DKP-MW.de). 
Die Antworten der Verwaltung auf unsere 
Anfragen sind nicht nur unbefriedigend; sie 
sind auch in vielen Punkten falsch. Fakt ist: 
Von Anfang an hätte städtisches Kläranla-
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sollen ab Juni einen Anspruch auf 
Grundsicherung nach SGB-II und 
XII haben. Da reibt sich so mancher 
die Augen, der einmal für einen 
Syrer oder Afghanen solche Din-
ge monatelang erkämpfen musste. 
Auch viele Spender fragen sich, ob 
ihre Spendenbereitschaft nicht für 
Zwecke ausgenutzt werden soll, die 
nichts mit Humanität und Solidari-
tät zu tun haben. Im Ort zirkulierte 
eine „Wunschliste“, angeblich für 
ein Krankenhaus in einer westukra-
inischen Stadt. Auf ihr fanden sich 
solche Dinge wie „Wärmebildkame-
ras, Nachtsichtgeräte, Sturmhauben, 
taktische Handschuhe und Helme“. 
Da wird schon mancher misstrau-
isch. Die Homepage unserer Stadt ist 
neuerdings ganz in blau-gelb gehal-
ten und strotzt nur so von Hilfsange-
boten für „Ukrainerinnen und Ukrai-
ner“. Die Flüchtlingshelfer von 2015 
reiben sich die Augen: „Bahn- und 
Bustickets sind derzeit für Menschen 
aus der Ukraine in ganz Hessen kos-
tenlos“, ist da zu lesen. „Na, geht 
doch!“ könnte man sagen – wenn 

diese Angebote eben für alle gel-
ten würden, die einem Krieg in ihrer 
Heimat entkommen konnten. Das ist 
aber nicht so. Sie gelten eben nur für 
diesen speziellen Krieg, nicht für an-
dere. Und auch das ist neu:  Wer sich 
durch das Fernsehangebot zappt, 
sieht auf einmal eine Reihe von Ka-
nälen neu mit Programmen in ukra-
inischer Sprache besetzt. Toggo, ein 
seit 2001 ausgestrahltes Kinderpro-
gramm von Super RTL für Sechs- bis 
Dreizehnjährige, bringt Sendungen, 
meist US-Zeichentrickfilme, in ukra-
inischer Sprache. Auf „nickelodeon“ 
läuft „Spongebob“ auf ukrainisch. 
Auf gleich zwei Sendeplätzen läuft 
ein ukrainischer Propaganda-Sender 
namens „Iнформаційний марафон“ 
(„Informationsmarathon“). Dessen 
Informationen lassen sich aber kaum 
durch Vergleiche überprüfen, denn 
alle russischen Sender sind aus dem 
Programmangebot verbannt worden. 
Informationsfreiheit? Gleichheit?
Verschiedene Hilfsorganisationen 
warnen in dieser Gemengelage ein-
dringlich vor der Entstehung einer 

Zwei-Klassen-Gesellschaft unter den 
Geflüchteten. Die Landesflüchtlings-
räte und „Pro Asyl“ forderten die Bun-
desregierung zudem auf, das Asylbe-
werberleistungsgesetz abzuschaffen 
und endlich „menschenwürdige Sozi-
alleistungen für alle“ sicherzustellen, 
und die menschenwürdige Versor-
gung aller Geflüchteten abzusichern. 
Denn die Verbesserungen im Aufent-
haltsrecht und die höheren Sozial-
leistungen gelten nicht für Asylbe-
werber aus Syrien, Afghanistan oder 
den afrikanischen Ländern. Diese 
Menschen leben zum Teil seit Jahren 
ohne Arbeitserlaubnis in Sammelun-
terkünften, sind von Abschiebung 
bedroht und erhalten nur eine ru-
dimentäre Gesundheitsversorgung. 
Für ihre erzwungene Untätigkeit 
und die Untersagung an Sprachkur-
sen teilzunehmen, solange ihr Status 
nicht geklärt ist, sind sie neben ihrem 
Leid auch noch Diskriminierungen 
und übler Nachrede ausgesetzt.  Wie 
war das noch mit dem Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung zum 
„Sicheren Hafen“?

Fortsetzung von Seite 1
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Der diesjährige Tag gegen den Lärm 
fand am 27. April 2022 statt. Als Lärm 
(das Wort ist bezeichnenderweise her-
vorgegangen aus „Alarm“, das sich wie-
derum auf das italienische „all‘arme“ 
- „zu den Waffen“ gründet) werden 
Geräusche bezeichnet, die durch ihre 
Struktur, meist Lautstärke, auf die Um-
welt störend, belastend oder gesund-
heitsschädigend wirken. Ob Geräusche 
als Lärm bewusst wahrgenommen wer-
den, hängt besonders von der Bewer-
tung der Schallquelle durch den Hörer 
ab. Aber trotz akustischer Gewöhnung 
kann Lärm im Unterbewußtsein weiter 
auf Körper und Psyche wirken. Lärm 
kann den biologischen Rhythmus stö-
ren und Schlafstörungen verursachen 
bzw. fördern. Lärm entsteht manchmal 
zusammen mit Infraschall. Dieser wird 
vom menschlichen Ohr nicht wahrge-
nommen, er kann jedoch ähnliche Aus-
wirkungen wie hörbarer Schall haben.
 

Jedes Jahr wird auf den „Tag gegen den 
Lärm“ aufmerksam gemacht und die BIL 
Offenbach unterstreicht mit dieser Pres-
semitteilung auch dessen Wichtigkeit. 

Für den Frieden auf der Straße

KEINE WEITERE FLUGHAFENERWEITERUNG

Ostermarsch 2022

„Noch mehr Waffen werden keinen Frieden schaffen“. Das Transparent, das unsere Stadt-
verordneten Fiona und Tim Beyermann tragen, sagt es eigentlich schon. Wir wenden uns 
gegen Waffenlieferungen in Krisen- und Kriegsgebiete. Verhandeln, nicht schießen, ist das 
Gebot der Stunde. Wir stimmen nicht in die Kriegsstimmung mit ein, die an 1914 erinnert.

Gerd Schulmeyer mit dem berühmten 
Ausspruch der Namensgeberin unserer 
Gesamtschule Bertha von Suttner:„ Die 
Waffen nieder!“

Der menschliche Körper ist tagsüber 
ständig vielen Geräuschkulissen ausge-
setzt, deshalb sollte es zu mindestens 
in der Nacht ruhiger sein, damit eine 
Erholung im Schlaf stattfinden kann. 
Aus diesem Grund fordern wir immer 
wieder von den Verantwortlichen der 
Flugindustrie sowie der Politik „eine 
strikte Nachtruhe von 22 bis 6 Uhr“ am 
Frankfurter Flughafen ein. Es kann nicht 
sein, dass in Zeiten der Klima- bzw. Co-
ronakrise der unausgelastete Flughafen 
seinen Betrieb am Tage nicht regeln 
kann und ständig Ausnahmeregelun-
gen am späten Abend bzw. Nacht erteilt 
werden. Somit wird sogar die bestehen-
de Nachtflugbeschränkung von 23 bis 5 
Uhr ausgehebelt.
 

Die BIL erwartet weiterhin, dass end-
lich eine gescheite Koordination al-
ler Fluglinien im Rhein-Main-Gebiet 
durchgeführt wird und die geforder-
te Nachtruhe kommt. Dann könnten 
nicht nur die Bürger*innen im stark 
belasteten Offenbach, sondern auch 
in den Anrainergemeinden ruhiger 
schlafen. Die ständigen Streitigkeiten 

über die verschiedenen Einflugrouten 
würden in dieser Zeit wegfallen. Die 
Gesundheit der gesamten Bevölkerung 
ist nach wie vor ein teures Gut und 
müsste somit auch geachtet werden. 

Tag gegen Lärm 2022
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Herr Schmitt, es herrscht Wohnungs-
mangel. Jede einzelne Wohnungs-
suchende ist glücklich, nach langem 
Bangen eine Wohnung beziehen zu 
können. Andererseits wird durch 
Neubau Landschaft gefressen. Wenn’s 
bundesweit so weitergeht, ist in we-
nigen Jahrzehnten das Land völlig 
zubetoniert. Wie könnte das Dilemma 
gelöst werden?

Walter Schmitt: Wir leben in einem am 
dichtest besiedelten Gebiet Europas. 
Greifen wir nicht restriktiv ein, droht 
eine Bebauung mit Industrie und Ge-
werbe, in Folge mit Stadt-Entwicklung, 
wie man es sich nicht wünschen will 
(siehe Ruhrgebiet, man weiss nicht, wo 
eine Stadt zu Ende ist und die nächste 
anfängt). Für Straßen, Häuser oder den 
neuen Baumarkt samt Parkplatz werden 
in Deutschland täglich rund 60 Hektar 
unbebaute Fläche in Siedlungs- und 
Verkehrsfläche umgewandelt. Das ent-
spricht fast 31.000 Fußballfeldern im 
Jahr, die wir versiegeln! In Deutschland 
muß die tägliche Flächenversiegelung 
bis 2030 auf nettonull reduziert sein. 
Das heißt: wenig versiegeln, mehr ent-
siegeln. Mit Freizügigkeit ist dies alles 
nicht zu lösen, es ist auch hart. Ein großes 
Problem ist auch der Wasserverbrauch. 
Frankfurt z.B. kann sich nur zu 25% mit 
Wasser aus eigenen Brunnen versorgen. 
Wasser wird aus dem hessischen Ried 

und dem Vogelsberg herangepumpt 
aber in diesen Gebieten sinkt der Grund-
wasserspiegel. Zur Erinnerung: Auf dem 
Frankfurter Fraport-Gelände hat der 
Flughafen zwei oder gar drei Brunnen 
verschmutzt und unbrauchbar gemacht.

Wäre der Bau von Hochhäusern sinn-
voller als der von Einfamilienhäusern?

Walter Schmitt: Wenn man im Ballungs-
raum Wohnhochhäuser baut, steht der 
Gedanke dahinter, weniger Baugrund zu 
verbauen. Aber mit mehr Wohnungen in 
der Stadt wächst auch die Einwohner-
zahl, das heißt, wir brauchen auch mehr 
Arbeitsplätze. Gewerbe- und Indust-
rietätigkeit findet nicht im Hoch-Haus 
statt, man braucht Platz in der Fläche, 
der aber nicht zur Verfügung steht. Die 
Bewohner im Hochhaus benötigen auch 
Freiflächen, die sind nicht in der Stadt, 
also entsteht auch Freizeitverkehr. Führt 
man den Gedanken weiter: So entsteht 
ein „Slum-Bezirk“. Für die Stadt halte ich 
das drei- bis fünfgeschossige Wohnhaus 
für richtig (mit Dachgeschossausbau). 
Doppelhäuser und Reihenhäuser soll-
ten auch möglich sein, Grundstücke für 
Einzelhäuser sind restriktiv auszuweisen. 
Das gilt vor allem im Ballungsraum. 

In Frankfurt stehen hunderttausende 
Quadratmeter Büroflächen leer. Gleich-
zeitig werden die Wohnungen in der 
Stadt so teuer, daß viele ins Umland 
flüchten müssen. Können wir die Woh-
nungsprobleme von Frankfurt lösen?

Walter Schmitt: Leerstände im Gewer-
be-, Büro-, und Wohnbestand müssen 
durch Gesetz eingeschränkt werden, 
da sehr oft reine Spekulation auf stei-
gende Grundstückspreise der Grund 
ist. Bei andauerndem Leerstand von 
Gebäuden des Gewerbes, Büro- und 
Mehrfamilienhäusern sind die Eigentü-
mer zur Nutzung zu zwingen oder zum 
Verkauf an die Stadt oder stadteigene 
Tochtergesellschaften zu verpflichten. 
Die Wohnungsnot z.B. durch Bauen in
dem „Frankfurter Bogen“* zu lösen, halte 
ich für falsch. Das würde die Stadtregion 
nur noch erweitern. Das „Ruhrgebiet“ ist 
ein abschreckendes Beispiel. Die Einwoh-
nerzahl Frankfurts sollte sich nicht erhö-
hen, zur Zeit sinkt die Einwohnerzahl 
etwas. Das Wohnungsproblem muß die 
Stadt Frankfurt in den eigenen Grenzen 
lösen. Zur Erinnerung: Das Verbot der 
„Wohnraum-Zweckentfremdung“ galt 
in Hessen bis 2004. *Der „Frankfurter 

Was läuft falsch in unserer Stadt?
Fragen an den Mörfelder Architekten Walter Schmitt

Die Fortsetzung dieser Reihe wird es in der Juniausgabe des „blickpunkt“ geben.

Teil 2

Vorher - nachher:  Ein großer Verlust für das Stadtbild ist das Verschwinden des 
Gaussmann-Hauses in der Mörfelder Bahnhofstraße. Eine verantwortungsvolle 
Stadtplanung hätte es erhalten können.
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Aus der Stadtverordnetenversammlung

Bogen“ ist eine Erfindung Frankfurts, 
um dem Umland dessen Probleme auf-
zubürden (die Red.) 

Ein kapitalistisches Unternehmen, 
das vor der Frage steht: wo siedele ich 
mich an, wird sich in der Regel dafür 
entscheiden, dorthin zu gehen, wo viele 
Leute sind, kürzere Wege zu Kunden 
und Lieferanten, eine große Auswahl 
an Arbeitskräften. Das heißt, das Kapital 
geht dorthin, wo sich am meisten ver-
dienen lässt. Das ist in der Regel nicht 
das platte Land. Andererseits gehen 
auch die Lohnabhängigen notgedrun-
gen dorthin, wo sie eine Arbeit finden. 
Auch das ist eher in den Metropolen 

als auf dem Land der Fall, wo derweil 
ganze Landstriche veröden. Ist die 
Entwicklung durch Neubau zu stoppen 
oder höchstens etwas abzumildern?

Walter Schmitt: Ich bin der Meinung, 
in den Ballungsräumen ist die weitere 
Bebauung zu stoppen, das heißt keine
weitere Bereitstellung von Bauland; nur 
Verdichtung im Bestand. Von einem 
Kollegen weiß ich, z.B in Alsfeld werden
Wohnhäuser sehr billig verkauft weil der 
gute Arbeitsplatz fehlt. Man versucht, 
sich dann nahe Frankfurt anzusiedeln, 
da die tägliche lange Anfahrt nicht 
auszuhalten ist. Ein alter sozialistischer 

Spruch: ‚Die Arbeit soll dem Arbeiter 
folgen, der Arbeiter soll aber nicht der 
Arbeit folgen müssen‘. Dies wird sich nur 
ergeben, wenn in den Ballungsräumen 
kein Bauland zur Verfügung steht. Im 
ländlichen Raum aber Ackerland in 
riesigen Flächen an Gewerbe und Indus-
trie zu verlieren, geht doch auch nicht. 
Immer mehr, immer mehr Wachstum, 
das wird nicht die Lösung sein. Ich weiß 
da nicht weiter! Gewerbesteuer zentral 
einzunehmen und dann an die Städte 
und Gemeinden zu vergeben, könnte 
unter Umständen zur Verteilung von 
Gewerbe und Industrie beitragen.

Bereits seit vielen Jahren ist das Problem 
bekannt: Wer als Rollstuhlfahrer:in oder 
Mensch mit erheblicher Gehbehinderung 
mit dem Zug nach Frankfurt fahren möch-
te, steht vor unüberwindlichen baulichen 
Gegebenheiten. Für mobilitätseinge-
schränkte Menschen bedeutet die jetzige 
Situation bereits vor Reiseantritt Rich-
tung Frankfurt die Endstation. Am Wall-
dorfer Bahnhof ist der mittlere Bahnsteig 
nur über eine lange Treppe erreichbar. 
Es gab bereits zahlreiche und quälende 
Diskussionen zwischen der Stadt und der 
Deutschen Bahn AG. Mit unrealistischen 
Lösungsvorschlägen, immer wieder neu-
en Problemen und Verweis auf rechtliche 
Prüfungen und verschiedene Zuständig-
keiten, verzögert die Deutsche Bahn AG 
die Umsetzung der Barrierefreiheit und 

alle Vorschläge seitens der Stadt und eine 
zu diesem Zweck eingerichtete Arbeits-
gruppe stieß bis heute nur auf Ablehnung. 
Seit geraumer Zeit gibt es von Seiten der 
Bahn keine Reaktion mehr. Die im Haus-
halt 2020/21 eingestellten Haushaltsmit-
tel für die barrierefreie Umgestaltung des 
Walldorfer Bahnhof in Höhe von 155.000 
Euro wurden im jetzigen Haushalt unse-
rer Stadt ersatzlos gestrichen. Die extra 
eingerichtete Arbeitsgruppe „Barrierefreie 
Bahnhöfe“ wurde nicht mehr einberufen. 
Im Bundesteilhabegesetz ist das Ziel einer 
möglichst selbstbestimmten Teilhabe aller 
Menschen am Leben zwar seit 2021 ge-
setzlich vorgeschrieben, die Realität aber 
sieht anders aus. Die Deutsche Bahn AG ist 
dringend aufgefordert die Barrierefreiheit 
am Walldorfer Bahnhof sicher zu stellen. 

Bahnhof Walldorf barrierefrei? Der Bahnsteig muss für mobilitätseinge-
schränkte Menschen, Radfahrer:innen 
und Eltern mit Kinderwagen barrierefrei 
zugänglich gestaltet werden.

Dazu hat DKP/LL-Fraktion jetzt angefragt, 
wie der aktuelle Sachstand zur barrierefrei-
en Umgestaltung des Walldorfer Bahnhofs 
ist. Wir wollen wissen, ob es Gespräche 
oder Kontakte mit der Deutschen Bahn 
AG gibt - wenn ja, welche Ergebnisse/
Informationen es gibt, ob der Walldorfer 
Bahnhof in dem millionenschweren För-
derprogramm ist, das die Deutsche Bahn 
AG bereits letztes Jahr angekündigt hat 
und nach dem in Zukunft 90% aller hes-
sischen Bahnhöfe barrierefrei erreichbar 
sein sollen - und wie ist das weitere Vorge-
hen der Stadt in dieser Angelegenheit ist 
und welche Rolle hierbei die Arbeitsgrup-
pe „Barrierefreie Bahnhöfe“ spielen soll.

Groß auf dem Holzweg
In der Stadtverordnetenversammlung 
warf Erster Stadtrat Karsten Groß (CDU) 
der DKP/LL vor, mit ihren Anträgen zum 
Kläranlagenausbau „auf dem Kriegspfad“ 
zu sein. Dazu stellte der Fraktionsvor-
sitzende Gerd Schulmeyer klar, dass die 
DKP/Linke Liste - anders als Grüne und 
CDU - auch nach der Kommunalwahl die 
Planungen, Auftragsvergaben und Bau-
maßnahmen kritisch verfolgt. Wir lassen 
uns nicht auf ein „Weiter so!“ ein. Wir er-
warten bei dem Großprojekt auch wei-
terhin ein externes Baucontrolling und 
für den anstehenden Bauabschnitt 3 eine 
Machbarkeitsprüfung mit Variantenun-
tersuchung zum Bauen im Bestand. Bei-
des Bestandteile des Beschlusses zum 

Kläranlagenausbau, von dem Grüne und 
CDU immer mehr abrücken. Offen und 
öffentlich soll möglichst wenig über die 
Großbaustelle Kläranlage gesprochen 
werden. Bestes Beispiel sind die Mehr-
kosten für die „mobile Schlammentwäs-
serung“. Hier wurde einmal mehr hinter 
verschlossenen Türen eine „Auftragser-
weiterung“ beschlossen. Auf unsere Fra-
gen dazu wurden die Einwohnerschaft 
und die Stadtverordneten unzureichend 
und falsch informiert. Wir wollen, dass 
alle Hintergründe für die Mehrkosten 
in Millionenhöhe „auf den Tisch“ kom-
men – und wer dafür verantwortlich ist. 
Wenn der neue Erste Stadtrat und für die 
Stadtwerke zuständige Dezernent meint, 

er müsste da den Deckel drauf halten, ist 
er auf dem Holzweg. Er ist - im eigenen 
Interesse - gut beraten, wenn er mehr 
Licht in alte und neue Entscheidungen 
zum Kläranlagenausbau bringt. Sonst 
bleibt am Ende alles an ihm hängen.                                                                                                                                          
              				      GS

Wir haben in den letzten 
Monaten viele  Spenden

erhalten.

D A N K E !

Das blickpunkt-Spenden-Konto:
Kreissparkasse GG

IBAN   DE37 5085 2553 0009 0034 19
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Heute sind wir mit über 250 Jugendlichen 
aus ganz Deutschland zusammengekommen. 
Wir sind Mitglieder verschiedener politischer 
Jugendorganisationen und Einzelpersonen 
und haben gemeinsam darüber diskutiert, 
was wir dem Aufrüstungsprogramm der Bun-
desregierung von 100 Milliarden Euro, Krieg 
und Militarisierung entgegensetzen können. 

Denn für uns ist – unabhängig von Orga-
nisationsgrenzen – klar:

…die 100 Milliarden werden nicht für 
unsere Interessen genutzt, sondern 
dafür, dass die Bundeswehr im Ausland 
Handelswege, Absatzmärkte, Ressourcen 
und Einflussgebiete im Sinne deutscher 
Unternehmen sichert.

…die 100 Milliarden Euro gehen mit einer 
enormen Militarisierung der Gesellschaft 
einher. Werbung für den Krieg, Bundes-
wehrsoldaten in Schulen und Gesundheits-
ämtern sind heute schon Normalität. Die 
Zukunftsangst von uns Jugendlichen wird 
ausgenutzt, um zur Bundeswehr zu locken.
Dieser massiven Aufrüstung können wir 
nur dann etwas entgegensetzen, wenn 
wir gemeinsam handeln. Dafür braucht 
es jetzt und in den kommenden Jahren 
eine Jugend mit klarer antimilitaristischer 
Haltung. Deshalb stehen wir:

…gegen die 100 Milliarden Aufrüstung, 
gegen die geplante Grundgesetzänderung 
und gegen jede weitere Erhöhung des 
Kriegshaushalts!

…gegen Waffenlieferungen, ob in die 
Ukraine oder in andere Länder, und gegen 
Sanktionen, da diese immer die Bevölke-
rung treffen!

…gegen Jugendoffiziere an Schulen und 
die Bundeswehr im öffentlichen Raum! 

…für Rüstungskonversion! Wir wollen kein 
Kriegsgerät produzieren!

…für Solidarität mit allen Geflüchte-
ten – aus der Ukraine und aus anderen 
Ländern!

…gegen die Kriegshetze, gegen rassis-
tische und chauvinistische Vorurteile!

Dazu werden wir gemeinsam aktiv, am 8. 
Mai, dem Tag der Befreiung vom Faschis-
mus, am 1. September, dem Weltfriedens-
tag, gegen die Grundgesetzänderung, 
gegen die Atomwaffen in Büchel, gegen 
Militärmanöver auf deutschem Boden und 
mit deutscher Beteiligung und gegen den 
G7-Gipfel, für eine friedliche Alternative 
und Volkerverständigung!

Wir wollen eine sichere Zukunft – wir 
wollen Frieden!

Anti-Kriegs- 
Jugendkonferenz
Von allen Seiten wird in Deutschland gerade für Aufrüstung und Waffenliefe-
rungen getrommelt. Warben die Grünen noch zur Bundestagswahl mit Ab-
rüstung und Waffenlieferungensverboten, hetzen sie jetzt an vorderster Front 
mit. In Frankfurt trafen wir uns deshalb am 23.4. in einem breiten Bündnis aus 
Gewerkschaften und linken Jugendverbänden, um über Krieg, Krisen, Militari-
sierung und die Stimmung in diesem Land zu diskutieren. Beschlossen wurde 
von den über 250 Anwesenden jungen Menschen am Ende fast einstimmig 
eine Resolution, die sich sehen lassen kann. Für uns ist damit der Kampf für 
Frieden und Abrüstung und gegen Einsparungen in der Bildung, beim Klima-
schutz, beim Gesundheitswesen und im ÖPNV nicht beendet. Diese Resoluti-
on kann nur eine Richtschnur für zukünftige Kämpfe sein. Im Folgenden wol-
len wir sie in ihrer Gänze abdrucken.

…die 100 Milliarden sollen Deutschland 
für zukünftige Kriege rüsten – Kriege, in 
denen wir Kinder und Jugendliche verheizt 
werden.

…die 100 Milliarden Euro und die Waffen-
lieferungen an die Ukraine werden nicht 
zur Deeskalation beitragen, sondern die Es-
kalationsspirale noch weiter ankurbeln.

…die 100 Milliarden Euro werden uns 
fehlen – für die Renovierung maroder 
Schulgebäude, für mehr Lehrerinnen und 
Lehrer und mehr Dozentinnen und Dozen-
ten an Schulen und Universitäten, für zivile 
Ausbildungsplätze, für Schwimmbäder 
und Jugendzentren, für ein gutes Gesund-
heitssystem mit ausreichend Personal.

Nach der Konferenz und diesem Gruppenfoto vor dem DGB in Frankfurt gab es allerlei zu 
Essen und zu trinekn. Ganz nach der Devise „Gemeinsam kämpfen und gemeinsam feiern“.

Gleis 4
Der Jugendtreff
im KuBa 
Am 19. Mai ab18:00 Uhr
„Hier ist es ja ganz nett aber..:“ Ge-
meinsames „Auskotzen“ im Kuba.

Kommt zum Jugendtreff ins KuBa 
trinkt entspannt ein Bier (oder 
auch eine Cola) mit uns und sagt 
uns, was euch in MöWa stört.
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KAMPAGNE ENERGIEPREISSTOPP JETZT

Zwischen dem Kriegsgeschrei tauchen 
ab und an Meldungen auf, die die reale 
Situation in diesem Land wiedergeben. 
Vor Ostern veröffentlichte die „FAZ“ 
Umfrageergebnisse, nach denen sich 
mehr als zwei Drittel der Menschen 
vor den Preissteigerungen fürchten. 
Die Hälfte der Befragten gab an, ihr 
Verhalten geändert zu haben, preis-
bewusster einzukaufen, weniger zu 
heizen oder sparsamer zu leben. Wegen 
der seit Monaten steigenden Inflation 
verzichtet also schon jetzt die Hälfte der 
Menschen in diesem Land.
Das ist erst der Anfang. Laut Ver-
gleichsportal Verivox haben die Strom-
versorger von 13 Millionen Haushalten 
weitere Erhöhungen angekündigt. 
Durchschnittlich sollen die Stromprei-
se um 19,5 Prozent steigen. Für eine 
vierköpfige Familie kommen da schnell 
600 Euro zusätzlich im Jahr zusammen. 

Heizt diese Familie auch noch mit Gas, 
muss sie mehr als das Doppelte im Ver-
gleich zum letzten Jahr einplanen: Ein 
Loch in der Haushaltskasse von 1.600 
Euro. Ob sich die Familie die Butter 
(44 Prozent teurer als im Vorjahr) aufs 
Brot – Bäckerei-Innungen empfehlen 
Preiserhöhungen zwischen 10 und 40 
Prozent – noch leisten kann, hängt auch 
davon ab, in welchem Teil Deutschlands 
sie wohnt. In den östlichen Bundeslän-
dern müsste unsere Familie mit einem 
zusätzlichen Loch von 440 Euro rechnen, 
weil das Gas dort noch teurer ist.
Da sich die dümmlichen Tipps, etwa das 
Brot selbst zu backen oder weniger mit 
dem Auto zu fahren, in der Regel nicht 
umsetzen lassen, kommt der Krieg in 
der Ukraine gerade recht. Musste bisher 
die Corona-Pandemie dafür herhalten, 
von der massiven Wirtschaftskrise und 
deren Abwälzung auf die Werktätigen 

abzulenken, muss nun Putin dafür 
geradestehen. 
Wer das nicht glauben will, unterstützt 
die Kampagne der DKP für einen Ener-
giepreisstopp und die Vergesellschaf-
tung der Energiekonzerne.
         (www.energiepreisstopp-jetzt.de)

Armut steigt mit Energiepreisen

DKP aktiv im Kreis Groß-Gerau

In Rüsselsheim wurden wir von Genossen der SDAJ unterstützt. Im Bild ist der Kreisvorsitzen-
de der DKP Groß-Gerau, Bertram Rühl, im Gespräch an einem Infostand am Marktplatz.

DKP-Mitglied Horst Ahlbrecht im Ge-
spräch an einem Infostand am Groß-
Gerauer Marktplatz.

Für unsere bundesweite Kampagne „Energiepreisstopp jetzt!“ ist die DKP im gesamten Kreis Groß Gerau aktiv. Dazu gehört 
neben dem Produzieren dieser Zeitung auch das regelmäßige Veranstalten von Infoständen . Welche Perspektive für die 
Unabhängigkeit von fossilen Brennstoffen haben wir? Wie lässt sich der Wandel nicht nur klimaverträglich, sondern auch  
sozialverträglich gestalten und wie hängen größere Rüstungsetats mit steigenden Energiepreisen zusammen? Wenn ihr 
mit uns über diese Themen diskutieren wollt oder uns bei einem Infostand unterstützen wollt, meldet euch bei uns! Alle 
Kontaktadressen findet ihr auf der Rückseite.
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Unser Lexikon

Schbrisch

Herausgeber: Deutsche Kommunistische Partei (DKP), Wohngebietsgruppe Mörfelden-Walldorf  |  Verantwortlich für den Inhalt: Gerd Schulmeyer (Vorsitzender) | Wolfsgartenstraße 2 | Tel. 06105-23366

Erumm mit de 
Spritz, mit‘m Arsch 

nooch‘m Parrehaus!

Unser Bild zeigt das alte Rathaus Mörfeldens in der Langgasse. Das Haus hat vieles erlebt. Es war am Kerwe-Montag 
1923, als auf drei Lastautos die Separatisten* auch in Mörfelden ankamen. Sie nahmen den Schutzleuten Arndt 
und Schulmeyer die Revolver ab und „besorgten“ sich Jagdgewehre aus der Oberförsterei. Drei von ihnen dran-
gen in die Bürgermeisterei ein, besetzten das Büro des Bürgermeisters Acker (der wegen Krankheit an diesem Tag 
durch W. Feutner vertreten wurde) und erklärten ihn für abgesetzt. Die Mörfelder reagierten schnell: Die Metzger Dickhaut, 
Knoblauch, Schulmeyer, Haas und Wenz nahmen dem von den Separatisten eingesetzten „Fünf-Minuten-Bürgermeister“ 
das Gewehr ab, zerschlugen es und verjagten die Bande aus dem Rathaus. Die Putschisten flüchteten, drohten aber, zu-
rückzukommen. Die Mörfelder bewaffneten sich mit bleigefüllten Schläuchen, Farrenschwänzen und der Feuerspritze, die 
am Rathaus aufgefahren wurde. Als am Abend die Separatisten aus Arheilgen kommend wieder in Mörfelden erschienen, 
wurden sie von einer tausendköpfigen Menge in die Flucht geschlagen. Noch einmal wurde das alte Rathaus Zeuge tur-
bulenter Ereignisse: Im März 1932 sollte der kommunistische Bürgermeister Georg Zwilling abgesetzt werden, weil er den 
„Hungerverordnern“ der Landesregierung trotzte. Er hatte über 400 Familien, die in der Wirtschaftskrise ohne jede staat-
liche Unterstützung dastanden, auf jede mögliche Art Hilfe zukommen lassen. Das war nach Auffassung der Regierung 
illegal. Über Mörfelden wurde der Belagerungszustand verhängt. Die Kirche wurde von einem Polizeikommando besetzt, 
das anschließend das Rathaus stürmte. Der rote Bürgermeister wurde abgesetzt, an seiner Stelle ein Staatskommissar 
installiert. In den Siebzigern wurde das geschichtsträchtige alte Gebäude abgerissen, ein Teil des Geländes gehört heute 
zum „Kirchplatz“. Dieser soll nach dem Willen der Stadtverordnetenversammlung nun zu einem „urbanen Wohnzimmer“ 
umgestaltet werden, mit „Stadtmöbeln, die zum Lesen, Gespräch und nebenher zum Verzehr von Speisen und Getränken 
der umliegenden Geschäfte (Eisdiele, Pizzeria, Weinladen) einladen“.

* Separatisten: Unterstützer der von den französischen Besatzern nach dem 1. Weltkrieg geplanten „Rheinischen Republik“, einem Gebietsstreifen 
entlang des Rheins, der als Vasallenstaat Frankreichs fungieren sollte. Der Plan zerschlug sich jedoch schnell. Zu den prominenten Unterstützern 
der Separatistenrepublik gehörte der damalige Kölner Oberbürgermeister Konrad Adenauer, der spätere Kanzler der BRD.

Stadtgeschichten

Mehr Infos:

Instagram.com/dkpmoewa

facebook.com/DKPLinkeListe

dkp-mw.de

youtube.com/sdajtv

Pub Quiz mit Drag Queen Chardonnay von Tain
Am 27.05 um 20:00 Uhr

Am 4. Freitag im Monat gibt es die aus den Irish Pubs dieser Welt bekannte, 
legendäre Quiz-Night im KuBa! Die Maiausgabe widmen wir dem Inter-
nationalen Tag gegen Homo-, Bi-, Inter- und Transphobie bzw. -feindlichkeit , der seit 2005 jähr-
lich am 17. Mai als Aktionstag begangen wird, um auf die immer noch stattfindende Diskrimi-
nierung und Bestrafung von Menschen hinzuweisen, die in ihrer sexuellen Orientierung oder 
Geschlechtsidentität von der Heteronormativität abweichen.

(Überliefertes Kommando an die Besatzung der 
Feuerspritze während der "Schlacht am Kerwe-
montag" des Jahres 1923)


